Regionalbischof Dr. Hans-Wilhelm Pietz,

Rede zum Arbeitnehmerempfang in Görlitz am 28.04.2009

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

sehr geehrter Herr Sonntag,

sehr geehrte Damen und Herren,

das darf doch nicht sein, dass jemand einen ganz geringen Betrag veruntreut – und dafür schwer bestraft wird, während die, die am Verlust unvorstellbar großer Geldsummen schuldig sind, einfach so weitermachen wie bisher!

Die Klage, die so laut wird, stammt nicht erst aus unseren Tagen. Schon im Jahre 1524 ist sie in Wittenberg aufgeschrieben worden und dann bald mit den Händlern auf der via regia auch hierher nach Görlitz gekommen. Martin Luthers Schrift „Von Kaufhandlung und Wucher“ mündet in diesen Ruf. Er kann nicht verstehen, dass die Könige und Fürsten seiner Zeit bei den großen Geldgeschäften alle Augen zudrücken und nicht regelnd eingreifen, während sie den kleinen Leuten gegenüber so hart auftreten. In Martin Luthers Schrift heißt es:

„Dieweil lassen sie Diebe hängen, die einen Gulden oder einen halben gestohlen haben, und machen Geschäfte mit denen, die alle Welt berauben und mehr stehlen, als alle anderen, damit ja das Sprichwort wahr bleibe: Große Diebe hängen die kleinen Diebe, und wie der römische Ratsherr Cato sprach: Kleine Diebe liegen im Schuldturm und Stock aber öffentliche Diebe gehen in Gold und Seide.“

Starke Worte waren das damals angesichts einer ungezügelten frühkapitalistischen Entwicklung. Und Martin Luther machte sich nichts vor: „Nun weiß ich wohl“, setzte er hinzu, „dass mein Schreiben übel gefallen wird, sie werden vielleicht alles in den Wind schlagen und bleiben, wie sie sind.“ Aber er konnte doch nicht anders als warnen und mahnen – und zur Verantwortung rufen. Denn das wusste er: Wenn es angesichts der menschlichen Besitzgier und angesichts des großen und kleinen Egoismus weiter gehen kann, dann so, dass endlich alle ihre Verantwortung wahrnehmen. Dann so, dass die Würde der Arbeit als Einsatz füreinander entdeckt wird. Dann so, dass Veränderung nicht nur von den anderen verlangt, sondern selbst gesucht wird: „In summa: ein jeglicher sehe auf sich.“

Wenn wir heute, sehr geehrte Damen und Herren, kurz vor dem 1. Mai 2009 auf den Wert und die Würde der Arbeit blicken, wenn wir fragen, wie eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit aussehen kann, dann werden wir in der Tat neu den Ruf in die Verantwortung zu hören und anzunehmen haben. Was da vor 485 Jahren traf, trifft ja auch uns: die Einsicht, dass sich auf den Märkten eben nicht alles von alleine regelt, dass wir uns nicht hinter den Sachzwängen verbergen dürfen, dass vielmehr wir mit unserer menschlichen Verantwortung und Verantwortlichkeit aufgerufen sind. Die gegenwärtige Wirtschaftskrise zeigt das ja bedrängend nah: Zügellose Märkte sind kein Erfolgsrezept für Wohlstand. Sie zerstören vielmehr die wirtschaftliche Basis von Staaten und ihren Bürgern. Und sie zerstören das kostbare Gut, aus dem ein Leben in Frieden, Gerechtigkeit und Wohlstand wachsen kann: das Vertrauen.

Wenn wir in diesen Wochen und Monaten neu über die Verantwortung aller am Gesellschafts- und Wirtschaftsleben Beteiligten nachdenken, dann nehmen wir damit nicht nur die gegenwärtige Krise zum Anlass einer notwendigen Veränderung und Orientierung. Dann nehmen wir nicht nur die uns von weither begleitenden Anstöße der Reform und Reformation des 16. Jahrhunderts, von denen gleich noch ein wenig zu reden sein wird, auf. Dann kehren wir zugleich in die Aufbruchserfahrung unseres Gemeinwesens ein. 

Die Erinnerung an 60 Jahre Grundgesetz und die Erinnerung an 60 Jahre DGB werden ja den 1. Mai in diesem Jahr besonders prägen. Beide Daten führen auf den Gedanken und die Wirklichkeit einer Verantwortungsgemeinschaft. 

Dass unser Gemeinwesen wirtschaftlichen Erfolg und sozialen Ausgleich als gleichrangige Ziele braucht und das eine jeweils als Voraussetzung für die Verwirklichung des anderen verstanden werden muss, gehört zum Grundbestand der sozialen Marktwirtschaft, den uns die beiden Jubiläen neu nahe bringen. In ihr waren in historischer Perspektive nach 1945 liberale Wirtschafsansätze mit den Gerechtigkeitsvorstellungen der christlichen Kirchen und der Arbeiterbewegung verbunden worden. Dass unser Wirtschaftsleben Wettbewerb braucht, dass aber der Wettbewerb auch eine Ordnung braucht, das war da deutlich. Eine möglichst breite Eigentumsverteilung, klare Mitbestimmungsrechte und die Gewinnbeteiligung für die Belegschaften sollte jenes Doppelziel von wirtschaftlichem Erfolg und sozialem Ausgleich möglich machen und sichern. Und nicht umsonst lauten die ersten Worte des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949: dass das Deutsche Volk dieses Grundgesetz beschlossen hat „im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen“.

Auch wir Heutigen können aus der besonderen Formulierung dieser Eingangsworte noch heraushören, dass das Leitwort „Verantwortung“ im Grundgesetz einen unhintergehbaren Zug zur Solidarität hat. „In Verantwortung vor Gott und den Menschen“ zu leben und zu gestalten, das heißt ja anzuerkennen, dass wir die Grundlagen unseres Daseins und Miteinanders nicht selber machen können. Die Würde des Menschen, seine Bestimmung zur Freiheit und zum Zusammensein – sie sind uns vorgegeben. Und sie werden dort ernst genommen und gepflegt, wo sie in Solidarität gelebt werden.

Wir dürfen und müssen das heute wieder so deutlich betonen, weil mit den Stichworten „Verantwortung“ und „Verantwortung üben“ in der Diskussion der vergangenen Jahre gerade Schritte zu einer wachsenden Entsolidarisierung verbunden worden sind. Verantwortung üben – das wurde unter den Vorzeichen neoliberalen Wirtschaftsdenkens ja so verstanden, dass jeder und jede nun allein für sich selber zu sorgen hat. „Eigenverantwortung“ wurde da gleichgesetzt mit „Privatisierung“ und „Deregulierung“ und einem Aufkündigen des Füreinander-Einstehens. Unter dem Stichwort „Verantwortung üben“ konnte da geradezu auch das Kleinreden persönlicher und gesellschaftlicher Solidarität begegnen. „Wenn du eine hilfreich Hand suchst, suche sie am Ende deines rechten Arms“ war da als Leitsatz neoliberaler Einstellung zu hören. Dabei leben wir ja alle nur, weil sich uns die hilfreiche Hand eines anderen, einer anderen entgegen-gestreckt hat und immer neu entgegenstreckt. 

Selbstverständlich bleiben eigene Verantwortung und eigene Anstrengung unverzichtbar. Wer sie aber ernst nimmt, wer sie so ernst nimmt, wie das etwa in der Präambel unseres Grundgesetzes beschrieben ist, wird durch die nötige Selbstverantwortung nicht von den anderen weggeführt, sondern immer tiefer mit ihnen verbunden.

In unserer Kultur- und Wirtschaftsgeschichte ist diese Verbindung von Selbstverantwortung und Solidarität entscheidend mitgeprägt worden durch das christliche, insbesondere durch das protestantische Arbeitsethos. Martin Luther, dessen Kritik an einer ungezügelten und blinden Gewinnorientierung schon zu hören war, hat dazu entscheidende Anstöße gegeben, die gerade auch für eine Beachtung der Würde der Arbeit am Beginn des 21. Jahrhunderts von Bedeutung sind.

Da ist zum einen eine deutliche Bejahung der menschlichen Arbeit. „Der Mensch ist zur Arbeit geboren wie der Vogel zum Fliegen“ konnte der Wittenberger Professor sagen.
 Anders als in der antiken Tradition Griechenlands und Roms ist die Arbeit, gerade auch die herstellende Arbeit, für das Christentum ja keine Entfremdung vom Menschsein, sondern eine konkrete Betätigung menschlicher Möglichkeiten. In der Antike galt solches Tun als Zeichen der Unfreiheit, als niedere Tätigkeit. Das Ideal war es dort, frei von allen Zwängen, frei von der Arbeit, ganz im Genuss zu sein. 

Für den christlichen Glauben und das Arbeitsethos, das unsere Kultur geprägt hat, ist die Arbeit dagegen Möglichkeit und Wirklichkeit der Mitgestaltung von Gottes Schöpfung, ist die Arbeit nicht durch Unfreiheit, sondern gerade durch Freiheit bestimmt: In ihr können wir mit unseren Gaben und Möglichkeiten das Leben der anderen und das eigene Leben bereichern und erfüllen. Für Martin Luther war es deutlich: Kein Mensch wird durch Arbeit definiert. Er wird Mensch allein durch Gottes freie Zuwendung. Und nicht umsonst steht in unserer Kultur mit dem Sonntag der Ruhetag am Anfang der Woche. Wenn wir ihn schützen, wenn wir ihn gerade auch im Miteinander von Politik, Kirche und Gewerkschaften schützen, dann wird dies wohltuend deutlich, dass wir nicht durch unsere Leistungen und unsere Arbeit definiert werden. 

Aber wir können in der Arbeit die geschenkte Kraft und die geschenkten Gaben zum Wohl der anderen und zum gemeinsamen Wohlstand betätigen und einbringen. Oft unter Mühe. Nie ohne Anstrengung. Aber immer im Staunen darüber, dass wir unsere Lebenskraft so einsetzen können. Immer im Wissen darum, dass selbst die alltäglichen und mühevollen Verrichtungen ihren Glanz darin haben, dass sie anderen konkret zugute kommen.

Das Motto „Arbeit für alle“, so wie es über diesem Abend und den Veranstaltungen des DGB zum 1. Mai steht, signalisiert ja eben auch diese Einsicht, dass Arbeit zur Menschlichkeit des Menschen gehört. Und derjenige, der hier bei dem Stichwort Arbeit nicht allein an Erwerbsarbeit denkt, wird auch die enorme Weite dieses Mottos zurecht vertreten können. 

Arbeit für alle, das heißt dann: Jede Person, die zu einem eigenen gestaltenden Handeln in der Lage ist, muss die Möglichkeit dazu haben, für sich und die eigene Familie sorgen zu können. Ein möglichst hoher Beschäftigungsgrad ist ein hohes soziales, gesellschaftliches und politisches Ziel. Und zugleich gilt es zu entdecken, dass Arbeit ja in mannigfacher Weise auch jenseits der Erwerbsarbeit ihren Platz hat und dort ungemein hilfreich ist: in der Haus-, Familien- und Nachbarschafts-arbeit, in Netzwerken, Vereinen und Initiativen, in der ehrenamtlichen Arbeit in den Gemeinden.

Wenn es gut geht, verbindet diese verschiedenen Formen von Arbeit die Erfahrung, dass Menschen hier nicht nur äußere Zuständigkeit haben, sondern auch innere Verantwortung wahrnehmen. Und der alte Gedanke, nach dem sich Arbeit als Dienst zeigt, gewinnt unter den Bedingungen unserer Zeit eine neue Ausprägung: Zurecht gehen wir davon aus, dass zum Arbeitsethos und zur Arbeitswirklichkeit heute nicht allein Sekundärtugenden wie Fleiß und Pflichterfüllung gehören, sondern ganz wesentlich Kommunikation und Dialogfähigkeit, aktive Mitbestimmung und Partizipation – jene innere Verantwortung, die die Aufgabe und die Person miteinander verbindet.

Ja, man kommt wohl von jenen Reform- und Aufbruchserfahrungen der Vergangenheit zu tragfähigen Einsichten für die Gegenwart und für unsere Zukunft. Es ist doch sehr bemerkenswert, dass in den vergangenen fünf Wochen an mehreren Stellen gerade auch in wirtschaftspolitischen Zusammenhängen das alte Wort „Demut“, „Dienemut“ neu wichtig geworden und ins Gespräch gebracht worden ist. Bundespräsident Horst Köhler hat davon in seiner Berliner Rede am 24. März gesprochen: „Zeigen wir Demut vor der Freiheit“, hat er da gesagt, „vor unserer und vor der der anderen“. Und da war im Blick, dass Freiheit eben nicht heißen kann, die besten Plätze für sich selber zu besetzen. Da war im Blick, dass es darum geht, klar und deutlich darauf zu verweisen, dass Eigentum verpflichtet und dass die Suche nach dem Wohlstand der anderen zur Suche nach dem eigenen Wohlstand gehören muss. 

Und dann war es der amerikanische Präsident Barak Obama, der Anfang April davon gesprochen hat, dass Amerika seine Führungsaufgabe „durch Zuhören und Demut“ wahrzunehmen habe. Ein in der Tat nicht nur provozierendes, sondern ungemein mutiges Wort, das dem Präsidenten dann auch sogleich im eigenen Land Widerspruch eingebracht hat. Aber eben dem entgegen: Führung als „Dienemut“, als Demut! Starke Einsichten der Vergangenheit verbinden sich an dieser Stelle mit durchaus ganz modernen Elementen der Management-Lehre und Leitungsverantwortung. 

Wir dürfen daraus lernen, dass Demut, „Dienemut“ eben ganz und gar nicht die weltfremde oder wirklichkeitsfremde Haltung ist, für die wir sie immer halten. Sie ist nicht der Verzicht auf Rechtlichkeit, Mitbestimmung und fairen Lohn. Im Gegenteil: „Dienemut“, das ist eben jene Haltung, die sich nicht selbst zum Maß aller Dinge macht, sondern durchaus im Wissen um die nötigen Konflikte dran bleibt, wenn es darum geht, Recht und Gerechtigkeit zu fördern. „Dienemut“, das ist ja jene Ehrlichkeit, die weiß, dass nicht die schnellen Renditeversprechen, sondern nur eine nachhaltige Entwicklung wirklichen Wohlstand, gemeinsamen Wohlstand bringen und schützen kann.

Ein altes Wort entfaltet da seine offenbar so einleuchtende und weiterführende Bedeutung. Und wer auch immer einmal gerade im konkreten Wirtschafts- und Zusammenleben erfahren hat, was solcher „Dienemut“ bedeutet, wird ihn als einen wesentlichen Weg zur Erneuerung des Sozialstaates in Deutschland und zu einem zukunftsfähigen Miteinander im Zeitalter der Globalisierung ansehen und annehmen. Gewiss bleibt es notwendig, die Sozialpflichtigkeit des Eigentums, wie sie im Grundgesetz festgeschrieben ist, spürbar auszugestalten. Gewiss bleibt es wichtig, konkrete staatliche Vorgaben dafür zu machen, wie der in Deutschland vorhandene Reichtum angemessen an der Finanzierung der damit verbundenen Lasten zu beteiligen ist. Die Wege die dazu in der Steuerpolitik bis hin zur Einführung einer Finanztransaktionssteuer erfolgreich gegangen werden können, sollten nicht ungenutzt bleiben. Und doch braucht es in dem allen und zu dem allen eine neue Einsicht in das, was unsere Verantwortung ist.

Gerade die Verlautbarungen und Forderungen des DGB haben diese Dimension der nachhaltigen Entwicklung in unserem Land, aber auch in unserer einen Welt besonders im Blick. Die dramatischen Veränderungen, die die Arbeitsgesellschaft durchlaufen hat und durchlaufen wird, lassen ja eine nur auf uns und unser Land gerichtete Sehweise mit den schlimmen Tatsachen der Dauerarbeitslosigkeit, der wachsenden Armut gerade auch von Kindern und Jugendlichen, der Ausgrenzung von Kindern aus bildungsschwachen Milieus und aus Familien mit Migrations-hintergrund nicht zu. 

Wer etwas davon weiß, wie wichtig und zugleich mühsam die Angleichung der Arbeits- und Lebensverhältnisse im eigenen Land ist, ahnt ja etwas von der Aufgabe, vor der wir weltweit stehen.

Verschiedene internationale Abkommen der vergangenen zwei Jahrzehnte haben sich zwar die Angleichung der weltweiten Lebens- und Arbeitsverhältnisse zum Ziel gesetzt. 

Aber statt einer Bewegung, die aufeinander zu führt, erleben wir auch an dieser Stelle so viel Abgrenzungsmentalität, Kurzsichtigkeit und Hilflosigkeit. Das Elend der Boots-flüchtlinge kratzt uns vielleicht den schönen Abend an. Aber die Frage, warum wir es zulassen, dass es nicht nur in der Flüchtlingspolitik, sondern auch in der Wirtschaftspolitik weithin bei einer Nord-Süd-Abschottung bleibt, verdrängen wir. Es kann doch nicht sein, dass weite Bereiche Afrikas und Asiens dem reichen Norden vor allem zum Handel mit Abfällen, Schrott, Waffen und Überschuss dienen, während die betroffenen Länder zu billigen Rohstofflieferanten werden und ihre Industrie der Billigproduktion für den Norden dient. Dabei wissen wir doch auch hier, dass eine faire und nachhaltige Entwicklungsförderung im Ausland in der Regel auch zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen im Inland beiträgt.

Besonders bedrückend ist in diesem Zusammenhang die Rolle unseres Landes als „Europameister des Waffenexports“, wie die Bundesrepublik am 2. April mit einer Titelüberschrift der Zeit genannt wurde. Nach Angaben der Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung, die da vorgestellt und ausgewertet wurden, hat sich von einem Jahr zum andern die Ausfuhr von Waffen aus Deutschland um dreizehn Prozent erhöht. Nun rangiert unser Land in dieser Art von Geschäften direkt hinter den USA und Russland, vor allen anderen europäischen Ländern. „Krisengebiete unserer Erde werden dabei nicht ausgespart; eines Tages müssen Soldaten der Bundeswehr im Auslandseinsatz unter Umständen die Gewalt unterbinden, die mit deutschen Waffen verübt werden soll. Ein paradoxer Gedanke. Dass Deutschland „Exportweltmeister“ ist, braucht sich nicht gerade an Rüstungsexporten zu zeigen – ganz im Gegenteil.“
 

Wir brauchen in der Tat den Ausbau von Arbeitsmöglichkeiten und exportkräftigen Industriebereichen. Wir brauchen ihn aber nicht um jeden Preis. Weitaus nachhaltiger und friedensfördernder wäre es, wenn wir zum Europameister oder gar Weltmeister im Export von guten Bildungsangeboten und Bildungsinitiativen würden.

Denn das wissen wir ja alle: Eine wesentliche Voraussetzung und Dimension von gerechter Teilhabe ist Bildung. Die Teilhabe-gerechtigkeit, die uns hier gemeinsam so wichtig ist, verbindet ja immer Verteilungs- und Befähigungsgerechtigkeit miteinander. Die Rede unserer Bundeskanzlerin von der „Bildungsrepublik Deutschland“ ist in der Tat ein Schlüssel zur Überwindung schlimmer Ausgrenzung und Benachteiligung im eigenen Land, sie ist ein Schlüssel zur Stärkung von Befähigungsgerechtigkeit bei uns und darüber hinaus.

Der DGB weist in diesen Tagen mit Nachdruck darauf hin, wie viel zur Umsetzung eines solchen Zieles noch zu tun ist. Wir wissen wohl um die Anstrengungen des Landes, der Kreise und Kommunen, der Träger von Kindertagesstätten, Schulen und Bildungs-einrichtungen. Wir wissen, wie viele sich in ihnen und für sie gerade auch hier bei uns im Kreis Görlitz und in der Stadt Görlitz einsetzen. Und wir tun gut daran, die Gemeinsamkeit in der Verantwortung und in der Freude am Gestalten zu üben. Jede Isolation und Polarisierung an dieser Stelle bringt doch auch einen Verlust an Ausstrahlung und konkreten Bildungschancen.

Wir wissen, wie viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gezielte Formen der Weiterbildung wünschen und mitgestalten. Aber zugleich ist deutlich, dass unsere Praxis so oft hinter dem Anspruch sozialen Lernens zurückbleibt.

Gerechte Teilhabe braucht Chancengleichheit: eine möglichst dichte Gemeinsamkeit von leistungsstärkeren und leistungsschwächeren Kindern und Jugendlichen, Weiterbildungs-möglichkeiten in der Familienphase, die gebenden und empfangenden Möglichkeiten von Weiterbildung im Alter.

Gerechte Teilhabe braucht in dem allen aber auch jene persönliche Verantwortung, von der heute mit zu reden war: Es ist ja nicht unwichtig, ob ich selbst so lebe und arbeite, dass andere von mir und mit mir lernen können. Kommunikation und Partizipation, verantwortliche Mitbestimmung und Mitgestaltung werden dort erlernbar, wo wir sie beharrlich üben und nicht müde werden, uns dafür einzusetzen.

Wie sagt Martin Luther: Ein jeder sehe auf sich – und erwarte etwas von den anderen. Ich danke Ihnen für Ihr Engagement und Ihre Aufmerksamkeit.
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